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,,Wenn das sö weitergeht ist irgendwann der Zeitpunkt gekomrnen, an dem man sich übe

Holger Lauinqer

Schrumpfungsprozesse in den Neuen Län-
dern - Raumordnung oder Gesellschafts,
ordnung? Wer offenen Auges durch die
Regionen jenseits der Leuchttürme aktuel-
ler Förderpolitik fährt, kann an der Anzahl
stillgelegter Bahnhöfe die Botschaft für
zahlreiche Städte und Regionen erkennen:
Gleichwertige Lebensverhältnisse werden
nicht mehr garantiert.
Rainer Land, Chef des Netzwerks Ost-
deutschlandforschung beschreibt die zu-
nehmende räumliche Fragmentierung fol-
gendermaßen: ,,Neben den wenigen pro-
sperierenden Regionen finden wir Gebiete,
die im Grunde genommen nicht von der
Entwicklung der anderen Regionen profitie-
ren - wo wir Überflüssigkeit haben, über-
flüssige Menschen, überflüssige Standorte.
Und das große Problem in den abgekoppel-
ten Regionen sind prekäre Lebensstandards
und die Perspektivlosigkeit. "

Das Projekt ,,Shrinking Cities" der Bundes-
kulturstiftung (2002 bis 2006) hatte sich zur
Aufgabe gemacht, alternative Lösungsan-
sätze für disparate Städte und Regionen zu
erörtern und in den offiziellen planungsdis-

kurs einzubringen. ,,Ein wesentlicher An-
satzpunkt für die erforderlichen neuen
Handlungsmodelle ist eine Ermächtigung
des Lokalen, eine Stärkung autonomer
Handlungsspielräume", meint Philipp Os-
walt, Leiter des lnitiativprojekts. Der Ver-
zicht auf die Durchsetzung gesamtstaat-
licher Einheitsvorstellungen müsse keines-
wegs ein Tribut an die neoliberale politik
der Standortkonkurrenz sein.

Wenn Schru mpf ungsprozesse bestehende
gesellschaftliche Werte und Modelle infra-
ge stellen, wie könnte dann ein diskursfähi-
ges Szenario für die Zukunft in den Städten
abgekoppelter Regionen aussehen? Jesko
Fezer, Architekt in Berlin, Uwe Rada, Jour-
nalist in Berlin und Stephan Lanz, Stadtpla-
ner in Frankfurt an der Oder; wurden be-
auftragt, am Beispiel der brandenburgi-
schen Stadt Forst an der Grenze zu polen

thesenartig eine alternative Stadtentwick-
lungsstrategie zu formulieren.
Angenommen eine Stadt kann mit den Mit-
teln staatlicher und städtischer politik keine
ausreichende urbane lnfrastruktur mehr
gewährleisten. Angenommen trotz massiver
Zuwendungen des Staates verschlechtern
sich die lokalen Lebensbedingungen weite4
die lokale Ökonomie bricht vollständig zu-
sammen, in Folge der Abwanderung erhö-
hen sich sukzessive die nötigen Zuwendun-
gen, um einen urbanen Minimalstandard
aufrechtzuerhalten. Dann wird es notwen-
dig. die Kommune radikal neu zu denken.
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lm Rahmen des Projekts ,,§hrinking Cities" entwi(kelte ein Planerteam das Konzept einer Sonderwohlfahrtszone

für Ostdeutschland, in der Kommunsn unabhängig vom Staat agieren - ein Dlskurspapier für ein radikales Umdenken

im Umgang mit srhrumpfenden Städten.

Ausgehend von diesen Fragen entwickelten
die Planer das Modell einer Sonderwohl-
fahrtszone (SWoZ). Die Deregulierungen
einer Sonderwirtschaftszone verbinden sie
mit den sozialen Sicherungen von Wohl-
fahrtsprojekten auf der Grundlage von
kommunaler Selbstverwaltung und direkter
Demokratie. Dieser Synthese verpflichtet
sind die Hauptmerkmale der SWoZ - eine
lokale Selbstverwaltung, ein garantiertes
Grundeinkommen und die so weit als mög-
liche Kommunalisierung und Deregulierung
von Arbeits-, Bau-, Wirtschafts- oder Sozial-
recht. Auf diesen Grundlagen sollen die
sozialen Lebensverhältnisse, die wirtschaft-
lichen Aktivitäten, die lokale Kultur und die
Nutzung der Stadt von den Bewohnern neu
gestaltet werden (siehe Prinzipien der
Sonderwoh lfah rtszone Seite'l 8).

Die Konzeption der Sonderwohlfahrtszone
hat den politischen Anspruch, sich gegen
eine einseitige Wachstumsideologie zu for-
mieren. Und vielleicht ist es auch tatsäch-
lich so, dass eine leichte Modifikation der
Gesellschaft in einem kommunal-politi-
schen Zusammenhang neue Möglichkeits-
räume eröffnen kann. Dann müssten bei-
spielsweise die Kommunen ein reges lnter-
esse an dezentralen Systemen regener-
ativer Energien entwickeln, die sie energie-
wirtschaftlich autark und marktunabhän-
gig werden lassen könnten.
Außerdem sollten bei Leerstand nicht Ei-
gentumsrechte den sozialen Gebrauch von
lmmobilien verhindern. Und warum muss
Arbeit gesellschaftlich repressiv behandelt
werden, wenn zugleich die Voraussetzu.-
gen tagtäglich erodieren? Wurde sci:'
einmal untersucht,"v e v e s -..: . :,-
^J1gsa.;atze- ctt'll s:'. . :'-:-'--.: .- . -

.::.'. -:::- a-. a'?' -:=-=r::- . l:-::-a-
-: _-:r - ,: 

=_, 
i:

Planungsveisprechen, wie unter anderem
die ,,Perspektive schlanke Stadt" der IBA
Stadtumbau 2010, sollten vor ihrem gesell-
schaftlichen ldeenhintergrund diskutiert
werden: Welche lnteressen, welche Zielvor-
stellungen hinter diesen Slogans stecken
und ob die schlanke Stadt tatsächlich kom-
mentarlos leitbildfähig ist. Sicher, es wäre
fatal zu glauben, dass Stadtplanung soziale
Widersprüche allein beheben kann. Den-
noch sollte gerade in der Planungsprofes-
sion schon lange eine fundamentale Dis-
kussion stattfinden. Planung ist per se nicht
neutral. Wenn sie stumm verharren, ma-
chen sich auch Planer zu Komplizen der
fortsch reitenden Probleme. Die Ghettsisie-
rung ländlicher Regionen und städtischer
Quartiere findet vielerorts bereits statt. Die
Verfasser des Konzepts -Sonderwohlfahrts-
zone- haben das erkannt. Sie haben den
Diskurs eröffnet.
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Hoger L.uinqe

Prinzipien der Sonderwohlfahrtszone

Die Kommune ist per Vertrag keine Verwal-
tungsebene unterhalb der politischen Ebe-

ne des Staates mehr, sondern ein eigenstän-
diges lokales politisches System, das keiner
Rechtsaufsicht übergeord neter Ebenen
unterliegt. 5ie gründet auf Selbstverwal-
tung und direkter Demokratie. Es existiert
ein lokales Bürgerrecht. Das öffentliche
Dienst- und Haushaltsrecht gilt nicht mehr.

Bestehende Verwaltungsregelungen wer-
den ersetzt, die Kategorien Amt und Beam-

ter aufgelöst.

uie SY.f:Z qari,,rrrart ern vorLi i.ritsloses.
eli;t'zs,cherr,tles (:rrtndeirrkotnflr

Die Kommune gewährt eine vorbehaltlose
Grundsicherung. Sie sichert die Lebenshal-
tungskosten, ermöglicht die gesellschaftli-
che Teilhabe ohne den Zwang zur Erwerbs-
arbeit. Das gilt zusätzlich zu allen Einkom-
men. Über die konkrete Höhe entscheidet
die Selbstverwaltung. Die ersparten Verwal-
tungskosten erstattet der Staat der SWoZ.

Um die Übergangssituation von der Er-

werbsarbeits- zur Tätigkeitsgesellschaft zu

erleichtern, baut die SWoZ eine lnfrastruk-
tur mit Agenturen und Häusern für Eigenar-
beit. So wird das Grundeinkommen das

Spektrum nützlichen Tätigseins ebenso wie
dessen gesellschaftliche Anerkennung deut-
lich erweitern - und zwar in sozialer Hin-
sicht, aber auch bezogen auf neue Produkte
und Dienste.

Die SWoZ gründet auf radikaler Kommuni
lisierung und Deregulierung vorl A.rbeits-,
Bau-, Wirtselrafts- und §ozialreeht.
Das Baugesetzbuch wird aufgelöst. Öffentl
che Dienste, die in übergeordneter staat-
licher Hoheit lagen, werden kommunalisier
Dies gilt etwa für Schulen oder das Bauwe-
sen. Sozialversicherungen können kommu-
nalisiert werden, sofern sie rechtlich und
ökonomisch in größere Kontexte wie einer
Risikostrukturausg leich ei ngebettet si nd.
Nicht sinnvoll kommunalisierbare Regulie-
rungen wie Straf- und Zivilrecht, Umwelt-
schutz oder ähnliches bleiben unberührt.
Der Kommune kommt lediglich die Pflicht
zu, mit Hilfe der staatlichen Pauschalen die

lnfrastruktur für die Daseinsvorsorge zu ga

rantieren. Sie bestimmt aber die Standards
selbst. Die SWoZ ist immer offen für Zuzug

18 Garten + Landschaft 5/2006

,,A!so wen* diese Förderpolitik, die jetrt.irx L*nd §rand*nburg ar:gedaeht lst, dass also nur noeh §ehwcrl
Horst Willcke, SLirgermeist*r Neul!tzeg*ricke {Oderbrurh), 2005

Die SWoZ ist ei;r Ort lokale r Seibst-
verwaltung und di:'ekler D*rnokralie.

Die l-aEe ist so ernst wie lange nicht. Doch vielleicht sollte man, um den Rückzug der Wachstumsurelt

als produktives Gesellschaftsprojekt zu etablieren, die Argumentation einfach umdrehen:

Nicht irrrner nur über die Kosten und Verluste sprechen, die die vom Umbrtrch besonders drangsalierten Orte

und Landschaften unentwegt verbuchen, sondern auch eanmal die F:eude über das ,,Mehr" wecken,

über den frelen Raurn der schließlich hier zu gewinnen ist: Freiraum für ldeen, die dringender denn .je gebrauct

werden, aber auch für neue Akteure, die auf solche noch nie da gewesene Gelegenheit nur gewartet haben -..

Für Kundschafter e!ner völlig neuen Lebenswe!se. Wäre das eine wirklich so erschreekende Vision?

\rlfoifgang Kil (Luxus der l-eere, 200



Das Konzept einer Sonderwohlfahrts-
zone würde den Kommunen und

Bürgern mehr Eigenverantwortung
abver angen.

der Speckgürtel gefördert werden sollen, umg.esetzt wirel, bedeutet dies das Aus für die ländlichen Regionen.,,

Die SWoZ erhä,t staatliche Transfers in
gleicher Flöhe, aber n!cht zweckEeNrunden
sondern pauschaliert.
Die Summe der staatlichen Mittel, seien es

Förderprogramme, Investitionsmittel oder
soziale Transferleistungen, EU-, Bundes- oder
Landesmittel, werden als Pauschale an die
SWoZ überwiesen. Die Mittelvergabe ist Sa-

che eines Bürgerhaushaltes. Die,SWoZ bleibt
für die öffentliche Hand kostenneutral.

über die Miltel der SVlsZ cntsehcidet ein
pantlzipaliver i3ürgerhaushalt.

§ie §VYoZ fördert die konrn:*naie §alv!rt-
sehaliung bracl'lliegender Fläehen.

Die pauschalierten staatlichen Zahlungen
und die selbst erwirtschafteten Mittel ver-
waltet ein Bürgerhaushalt. Die ,,Bürgerbe-
teiligung" wird zur Selbstverwaltung, in der
Experten der Stadtverwaltung nur noch be-
ratende, moderierende und technisch aus-
führende Rollen innehaben.

Die SWoZ hat einen kommunalen ,,Liegen-
schaftsfond" in Form einer Stiftung oder
Genossenschaft. Die Bewohner können
brachliegende lmmobilien gegen eine mini-
male Gebühr nutzen. Menschen ohne Arbeit
können Raumressourcen produktiv nutzen.

Weitere lnformationen zur

,,Sonderwoh fahrtszone" unter
http '//f orstertuch schader-stiftu n g de/

a ud r o/Rada. m p3

E n B ck aus dem Zugfenster n Ost
deutschland: Leerstehende lndustr e-

geb;rrdo verdeL atrel do ) o e ^t'-schaftl che S tuation vieler Regionen
prekär st.
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